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LEGAL UPDATE ARBEITSRECHT 
Köln, 17. Februar 2023 

Hinweisgeberschutzgesetz vom Bundesrat vor-
erst gestoppt 

Pia Pracht 

Im Dezember 2022 hat der Bundestag das Hin-
weisgeberschutzgesetz verabschiedet. Das Ge-
setz soll basierend auf der europäischen Hin-
weisgeberschutzrichtlinie (2019/1937) den 
Schutz von Hinweisgebern regeln, die Geset-
zesverstöße in Unternehmen oder Behörden 
aufdecken. Der Bundesrat verwehrte jedoch am 
10. Februar 2023 seine Zustimmung (Zusam-
menfassung der Sitzung des Bundesrates vom 
10. Februar 2023). Mit Inkrafttreten des Hin-
weisgeberschutzgesetzes in der ersten Jahres-
hälfte 2023 ist daher wohl nicht mehr zu rech-
nen. 

Inhalt des Hinweisgeberschutzgesetzes 

Das Hinweisgeberschutzgesetz soll Hinweisge-
ber besser schützen, sie insbesondere vor dro-
henden Benachteiligungen wie Diskriminierun-
gen oder arbeitsrechtlichen Konsequenzen be-
wahren. Rechtsverstöße in Unternehmen und 
Behörden werden durch Beschäftigte meist als 
erstes wahrgenommen, sodass sie wesentlich 
zur Aufklärung und Vermeidung künftiger Ver-
stöße beitragen. Bislang ist ihr Schutz mangels 
eines einheitlichen Systems jedoch unzu-
reichend. Das Hinweisgeberschutzgesetz sieht 
daher vor, dass alle Unternehmen mit mindes-
tens 50 Beschäftigten und – unabhängig von 

der Beschäftigtenzahl – sämtliche Unterneh-
men der Finanz- und Versicherungsbranche so-
wie öffentliche Dienststellen interne Meldesys-
teme einrichten, Hinweisen nachgehen sowie 
über den Prozess informieren und diesen doku-
mentieren müssen. 

Kritik des Bundesrates 

Der Bundesrat kritisiert, dass der Schutz des 
Hinweisgeberschutzgesetzes zu weitreichend 
sei, da er den Anwendungsbereich der Richtli-
nie stark erweitere und damit zu einer Überre-
gulierung führen könne. Kleine und mittlere Un-
ternehmen, die bereits mehr als 50 Angestellte 
haben, würden durch die mit dem internen Mel-
desystem einhergehenden Kosten und den bü-
rokratischen Aufwand erheblich belastet. Zu-
dem eröffne die Option einer anonymisierten 
Meldung einfache Missbrauchsmöglichkeiten 
und könne zu Verletzungen von Persönlich-
keitsrechten führen. Außerdem gebe es Beden-
ken, dass Mitarbeiter falsche Behauptungen 
aufstellen könnten, um Kündigungsschutz nach 
dem neuen Gesetz zu erlangen. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L1937&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019L1937&from=DE
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/23/1030/1030-pk.html?nn=4352766#top-2
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/23/1030/1030-pk.html?nn=4352766#top-2
https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-kompakt/23/1030/1030-pk.html?nn=4352766#top-2
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Ausblick  

Bundesregierung und Bundestag haben nun die 
Möglichkeit, den Vermittlungsausschuss anzu-
rufen, um mit den Ländern über einen Kompro-
miss zu beraten. Unterbreitet der Vermittlungs-
ausschuss einen Änderungsvorschlag, so muss 
dieser Vorschlag zunächst im Bundestag ange-
nommen werden. Der geänderte Gesetzesbe-
schluss wird sodann dem Bundesrat zur Abstim-
mung zugeleitet. Sollte der Vermittlungsaus-
schuss hingegen empfehlen, das Gesetz zu be-
stätigen, müsste sich der Bundesrat erneut mit 
dem ursprünglichen Gesetzesbeschluss befas-
sen. Auch wenn das Gesetzgebungsverfahren 
nun in die „zweite Runde“ geht, ist sein Schei-
tern – nicht zuletzt auf Grund der europarechtli-
chen Verpflichtung zur Umsetzung der Hinweis-
geberschutzrichtlinie – nicht zu erwarten. 

Praxishinweise 

Daher sollten sich Unternehmen und Behörde 
trotz der Verzögerung der Verabschiedung des 
Hinweisgeberschutzgesetzes und derzeit noch 
bestehender Unsicherheit seine finale Fassung 
betreffend bereits jetzt mit der Einrichtung inter-
ner Meldestellen bzw. der ordnungsgemäßen 
Ausgestaltung bereits vorhandener interner 
Meldestellen befassen und sich dabei an den 
Vorgaben des bisherigen Gesetzentwurfs orien-
tieren. Einzelheiten hierzu können Sie unserem 
Beitrag „Abstimmung durch Bundestag: Das 
Hinweisgeberschutzgesetz kommt.“ entneh-
men.

 

Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Pia Pracht unter +49 221 33660-524 oder ppracht@goerg.de 
an. Informationen zum Autor finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 
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